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des Kreisgerichts führt ein Kontrollbuch über die Ergebnisse 
der Kontrollen und sonstige Hinweise des verantwortlich ge­
machten Schöffen.

Einen weiteren wichtigen Beitrag leisten die Schöffen zur 
Realisierung volkseigener Forderungen. Eine beim Kreisge­
richt geführte Kartei gibt Auskunft über die volkseigenen 
Gläubiger und die jeweilige Schadenshöhe. In bestimmten 
Abständen nach Rechtskraft der Urteile kontrollieren die 
Schöffen‘in den betreffenden Betrieben, inwieweit die Ver­
urteilten ihrer Zahlungsverpflichtung nachgekommen sind. 
Für den Fall der bisher nicht zielgerichtet betriebenen Zah­
lung wird im Betrieb ein Antrag auf Vollstreckung angeregt.
ILONA SCHULTZ,
Direktor des Kreisgerichts Demmin

Adressatenkreis verwaltungsrechtlicher 
Forderungen und Auflagen

Durch verwaltungsrechtliche Forderungen und Auflagen1 
werden zur Wahrung von Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin 
und Sauberkeit Rechtsverhältnisse begründet, verändert oder 
aufgehoben, wird gestaltend auf die gesellschaftlichen Ver­
hältnisse eingewirkt. Solche staatlichen Einzelentscheidungen 
(Individualakte) ergehen, um das sozialistische Recht ver­
wirklichen zu helfen, Gefahren für die Bürger sowie für Sach­
werte abzuwehren und Störungen zu überwinden. Sie sind 
darauf gerichtet, das Leben, die Gesundheit und das Eigen­
tum der Bürger sowie die Volkswirtschaft wirksam zu schüt­
zen. Ihr Beitrag zur Entwicklung sozialistischer Verhaltens­
weisen wird besonders in der Einhaltung des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes, der Hygiene, des Umweltschutzes, der 
Verkehrs- und Brandsicherheit sowie der Stadt- und Ge­
meindeordnung deutlich.

Auch in der Anwendung dieser staatlichen Einzelentschei­
dungen müssen sich Konsequenz und Gerechtigkeit im Um­
gang mit den Menschen, strikte Beachtung der Gesetze und 
der anderen Rechtsvorschriften sowie eine hohe Staatsdis­
ziplin widerspiegeln. Eine Voraussetzung dafür, daß die poli­
tisch-rechtliche Zielstellung verwaltungsrechtlicher Entschei­
dungen erreicht wird, ist die exakte Bestimmung der Adres­
saten.

Diejenigen Rechtsvorschriften, die eine Anwendung von 
Forderungen und Auflagen vorsehen, lassen sich hinsichtlich 
der Bestimmung der Adressaten in drei Gruppen einteilen:

1. Die Adressaten werden im einzelnen bestimmt, wie 
z. B. „Leiter von Betrieben“, „Eigentümer“, „Eigentümer, 
Rechtsträger oder sonstige Nutzer“, „Rechtsträger, Eigentü­
mer oder Verfügungsberechtigte“.1 2

2. Die Adressaten werden nur allgemein' bezeichnet, und
zwar als „Verantwortliche“ bzw. „Verantwortliche im Sinne 
von...“, wobei auf andere Normen der entsprechenden 
Rechtsvorschriften verwiesen wird.3 ■.

3. Das Recht, Auflagen zu erteilen oder Forderungen zu 
stellen, wird festgelegt, ohne den Adressaten ausdrücklich zu 
nennen.4 5

Auf Grund der unterschiedlichen Ausgestaltung der 
Rechtsvorschriften erhebt sich die Frage, welche Vorausset­
zungen für den Ausspruch von Forderungen und das Erteilen 
von Auflagen vorliegen müssen und an wen sie konkret zu 
richten sind.

Voraussetzungen für den Ausspruch 
von Forderungen und Auflagen

Die Befugnis des zuständigen Staatsorgans oder eines Staats­
funktionärs, eine Forderung zu stellen oder eine Auflage zu 
erteilen, ergibt sich aus der jeweiligen örtlichen und sachli­
chen Zuständigkeit sowie daraus, daß für den konkreten Fall 
in einer Rechtsvorschrift eine Auflage oder eine Forderung 
vorgesehen ist. Diese verwaltungsrechtlichen Einzelentschei­
dungen zur Herstellung bzw. Wiederherstellung rechtlich ge­
forderter Zustände oder Verhaltensweisen, zur Abwehr und 
Überwindung von Gefahren und Störungen und — sofern es 
eine bestimmte Art der Auflagen betrifft — auch als Bedin­
gung für die Wahrnahme von Erlaubnissen und Genehmigun­
gen, ergehen ohne Rücksicht auf Verschulden.3 Sie werden 
unabhängig davon angewandt, ob das mit der Forderung oder 
Auflage zu überwindende Verhalten (z. B. unberechtigter 
Transport gefährlicher Güter) oder der zu beseitigende Zu­

stand (z. B. hygienewidrige Anhäufung von Müll) schuldhaft 
herbeigeführt wurde oder nicht.

Der Schuldnachweis ist jedoch dann unverzichtbar, wenn 
die mit der Forderung oder Auflage zu überwindenden Ver­
haltensweisen von Personen oder Zustände zugleich ord- 
nungs- oder strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen.

Es handelt sich hierbei um verschiedene Rechtsverhält­
nisse in ein und derselben Sache. Einmal ist es ein Rechts­
verhältnis verwaltungsrechtlicher Natur, das durch die For­
derung oder Auflage begründet wird und mit dem die Her­
stellung bzw. Wiederherstellung des rechtlich geforderten Zu­
stands bewirkt wird. Zum anderen ist es ein ordnungs- oder 
strafrechtliches Verhältnis, das darauf abgestellt ist, die be­
treffende Person wegen der schuldhaft begangenen Rechts­
verletzung zur Verantwortung zu ziehen. Beide Rechtsver­
hältnisse können, aber müssen nicht nebeneinander auftre- 
ten. Es gibt Zustände oder Verhaltensweisen, die mit Forde­
rungen oder Auflagen überwunden werden und denen keine 
schuldhaften Handlungen zugrunde liegen.

Bürger oder andere Rechtssubjekte

Sofern der Adressat in einer Rechtsvorschrift eindeutig be­
nannt ist (z. B. Direktor eines volkseigenen Betriebes), ist die 
Sache unstrittig. Ansonsten können Adressaten von Forde­
rungen Bürger, juristische Personen oder andere Rechtssub­
jekte sein. Da das Verwaltungsrecht der DDR keine Festle­
gungen über die Handlungsfähigkeit von Personen enthält, 
wird von den Bestimmungen über die zivilrechtliche Hand­
lungsfähigkeit ausgegangen. Mit dem Begriff „Bürger“ wird

1 Vgl. Verwaltungsrecht, Lehrbuch, Berlin 1979, S. 247 ff.
2 Gesetze und andere Rechtsvorschriften, die den Adressaten von 

Forderungen und Auflagen im einzelnen bestimmen, sind z. B.
Denkmalpflegegeßetz vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S. 458) 

i. d. F. des Kulturgutschutzgesetzes vom 3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 
S. 191): „Rechtsträger, Eigentümer, andere Verfügungsberechtigte“;

Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 467): „Verant­
wortliche für Anliegergrundstücke“;

Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen in der DDR vom 
4. Juli 1985 (GBl. I Nr. 18 S. 213): „Betriebe, Betriebsteile, Genos­
senschaften, Einrichtungen“;

VO über die Erhöhung der Verantwortung der Räte der 
Städte und Gemeinden für Ordnung, Sauberkeit und Hygiene im 
Territorium vom 19. Februar 1969 (GBl. II Nr. 22 S. 149): „Betriebe, 
Bürger“;

NaturschutzVO vom 14. Mai 1970 (GBl. II Nr. ,46 S. 331): „Eigen­
tümer, Rechtsträger, sonstige Nutzer“;

2. DVO zum Landeskulturgesetz - Erschließung, Pflege und 
Entwicklung der Landschaft für die Erholung - vom 14. Mai 1970

■ (GBl. II Nr. 46 S. 336): „Betriebe, Bürger“;
3. DVO zum Landeskulturgesetz — Sauberhaltung der Städte 

und Gemeinden und Verwertung von Siedlungsabfällen — vom 
14. Mai 1970 (GBl. II Nr. 46 S. 339) i. d. F. der VO über Futter­
reserven vom 16. Februar 1984 (GBl. I Nr. 10 S. 109): „Bürger, Be­
triebe“ ;

5. DVO zum Landeskulturgesetz - Reinhaltung der Luft — 
vom 12. Februar 1987 (GBl. I Nr. 7 S. 51): „Leiter der Betriebe“;

VO über die Aufgaben der örtlichen Räte und der-Betriebe bei 
der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger vom 19. Dezember
1974 (GBl. I 1975 Nr. 6 S. 130) i. d. F. der 2. VO vom 6. Juli 1979 
(GBl. I Nr. 21 S. 195): „kriminell gefährdete Bürger“;

ArbeitsschutzVO vom 1. Dezember 1977 (GBl. I Nr. 36 S. 405): 
„leitende Mitarbeiter, Werktätige“;

VO über die Wartung, Pflege und Konservierung sowie Ab­
stellung der Technik in der Land-, Forst- und Nahrungsgüter­
wirtschaft vom 21. Juni 1979 (GBl. I Nr. 20 S. 182): „Vorsitzende, 
Direktoren, Leiter“;

VeranstaltungsVO vom 30. Juni 1980 (GBl. I Nr. 24 S. 235); Ver­
anstalter, Verantwortliche, Verantwortliche für Räumlichkeiten“;

BodennutzungsVO vom 26. Februar 1981 (GBl. I Nr. 10 S. 105): 
„Landwirtschaftsbetriebe, nichtlandwirtsChaftliche Nutzer“;

VO über Bevölkerungsbauwerke vom 8. November 1984 (GBl. I 
Nr. 36 S. 433): „Bauauftraggeber“;

VO über die Staatliche Umweltinspektion vom 12. Juni 1985 
(GBl. I Nr. 19 S. 238): „Betriebe“;

TaucherAO vom 14. April 1986 (GBl. I Nr. 19 S. 281): „Betriebe, 
Einrichtungen“.

3 Gesetze und andere Rechtsvorschriften, die den Adressaten von 
Forderungen und Auflagen durch die Bezeichnung „Verantwort­
liche“ nur allgemein bestimmen, sind z. B.

Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen vom 29. November 
1985 (GBl. I Nr. 31 S. 345) ;

StraßenVO vom 22. August 1974 (GBl. I-Nr. 57 S. 515) i. d. F. 
der VO zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit in der 
Umgebung von Verkehrsanlagen vom 12. Dezember 1978 (GBl. I 1979 
Nr. 2 S. 9);

VO über die Staatliche Hygieneinspektion vom 11. Dezember
1975 (GBl. I 1976 Nr. 2 S. 17) i. d. F. der VO über das Betriebsge­
sundheitswesen und die Arbeitshygieneinspektion vom 11. Januar 
1978 (GBl. I Nr. 4 S. 61) ;

VO über die Staatliche Bauaufsicht vom 1. Oktober 1987 (GBl. I 
Nr. 26 S. 249).

4 Gesetze und andere Rechtsvorschriften, die den Adressaten nicht 
ausdrücklich nennen, sind z. B.

Brandschutzgesetz vom 19. Dezember 1974 (GBl. I Nr. 62 S. 575);
SchußwaffenVO vom 26. März 1987 (GBl. I Nr. 11 S. 131).

5 Vgl. Verwaltungsrecht, a. a. O., S. 266.


